
Landesfachstelle für Archive und öffentliche Bibliotheken 
im Brandenburgischen Landeshauptarchiv  
 

Potsdam, den 7. April 2010 

 
 

Benutzung von Personenstandsunterlagen 

Ergebnisse der Fortbildungsveranstaltung vom 3. März 2010 

 

 

1. Allgemeines 

 

Grundlage für die Benutzung von Personenstandsunterlagen, deren Fortführungsfristen abgelaufen 

sind, ist sowohl im Archiv als auch im Standesamt § 61 Abs. 2 Personenstandsgesetz:  

„Nach Ablauf der in § 5 Abs. 5 genannten Fristen für die Führung der Personenstandsregister und 

Sammelakten sind die archivrechtlichen Vorschriften für die Benutzung maßgebend.“ 

 

Hieraus ergibt sich: 

� Für die Benutzung von Personenstandsunterlagen, deren Fortführungsfristen abgelaufen sind, 

sind die Bestimmungen des Brandenburgischen Archivgesetzes anzuwenden. Spezielle archiv-

rechtliche Vorschriften zu Personenstandsunterlagen existieren nicht. 

� Personenstandsunterlagen sind personenbezogenes Archivgut. Auf sie sind die Schutzfristen 

des Archivgesetzes für personenbezogenes Archivgut anzuwenden. Diese sind für die Betrof-

fenen bereits abgelaufen, wenn die entsprechenden Unterlagen ins Archiv gelangen. 

� Sind also die archivrechtlichen Schutzfristen abgelaufen, können Personenstandsunterlagen 

Benutzern vorgelegt werden. Dies gilt auch für ganze Personenstandsbücher; eine Beschrän-

kung auf einzelne Personenstandsfälle ist nicht erforderlich. 

 

Unabhängig von Fortführungsfristen und Schutzfristen sind jedoch die weiteren Einschränkungsgründe 

nach § 11 Abs. 1 BbgArchivG zu beachten. Hiervon kommen für Personenstandsunterlagen infrage: 

� schutzwürdige Belange Dritter (§ 11 Abs. 1 Nr. 2): Nach Ablauf der Schutzfristen sind perso-

nenbezogene Angaben über Betroffene nicht mehr schutzwürdig. Zu beachten ist daher nur, ob 

schutzwürdige Belange anderer noch lebender oder erst kürzlich verstorbener Personen beste-

hen. Diese können sich etwa aus Beischreibungen ergeben. Eine bloße Namensnennung recht-

fertigt jedoch noch keine Benutzungsversagung. Todesursachen sind grundsätzlich nicht 

schutzwürdig, da sie sich auf vor mindestens dreißig Jahren Verstorbene beziehen. Schutzwür-

dige Belange noch Lebender können aber durch Hinweise auf mögliche Erbkrankheiten betrof-

fen sein. 

� Erhaltungszustand der Bücher (§ 11 Abs. 1 Nr. 4): Eine häufige Benutzung gerade der gebun-

denen Personenstandsbücher kann deren Erhaltungszustand beeinträchtigen. Fraglich ist je-

doch, ob dies eine generelle Sperre der Bücher rechtfertigt, solange keine benutzbare Repro-

duktion vorhanden ist. Auch hier dürfen Personenstandsunterlagen nicht anders als anderes 

Archivgut behandelt werden. 

� nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand (§ 11 Abs. 1 Nr. 5): Ein solcher kann gerade bei um-

fangreichen schriftlichen Anfragen auftreten, seltener durch den Wunsch nach Vorlage einer 

Vielzahl von Personenstandsbüchern. Inwieweit ein bestimmter Aufwand vertretbar ist, ist im 
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Einzelfall von der Ausstattung und Inanspruchnahme des einzelnen Archivs abhängig. Ein ge-

nereller Verweis auf den schriftlichen Weg mit dem Argument des nicht vertretbaren Verwal-

tungsaufwandes bei einer Direktbenutzung ist problematisch, da der Aufwand einer schriftlichen 

Auskunft oft höher ist. 

 

Kopien aus Personenstandsbüchern sind – wie aus anderen Archivalien – möglich. Einträge zu anderen 

Personen, die sich auf derselben Seite befinden, müssen nicht abgedeckt werden, wenn die Schutzfris-

ten abgelaufen sind und keine weiteren schutzwürdigen Belange erkennbar sind. 

 

 

2. Nachweise aus Personenstandsunterlagen 

 

Grundlage für die Erteilung von Nachweisen aus Personenstandsunterlagen, deren Fortführungsfristen 

abgelaufen sind, ist sowohl im Archiv als auch im Standesamt § 55 Abs. 3 Personenstandsgesetz: 

„Nach Ablauf der in § 5 Abs. 5 genannten Fristen für die Führung der Personenstandsregister werden 

keine Urkunden mehr ausgestellt; für die Erteilung von Nachweisen aus diesen Personenstandsre-

gistern sind die archivrechtlichen Vorschriften maßgebend.“ 

 

Da spezielle archivrechtliche Vorschriften über die Erteilung von Nachweisen aus Archivalien im Land 

Brandenburg nicht bestehen, sind die allgemeinen Regelungen über die Erteilung von Nachweisen aus 

Verwaltungsunterlagen heranzuziehen. Nachweise aus Personenstandsunterlagen können somit erteilt 

werden durch: 

� Auskünfte aus den Registern, 

� einfache Kopien, 

� beglaubigte Kopien. 

 

Werden beglaubigte Kopien gewünscht, richtet sich die Verfahrensweise nach § 33 Abs. 3 des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes:  

„Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Beglaubigungsvermerk, der unter die Abschrift zu setzen 

ist. Der Vermerk muss enthalten  

1. die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, dessen Abschrift beglaubigt wird, 

2. die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit dem vorgelegten Schriftstück übereinstimmt, 

3. den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur zur Vorlage bei der angegebenen Behörde erteilt 

wird, wenn die Urschrift nicht von einer Behörde ausgestellt worden ist, 

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des für die Beglaubigung zuständigen Be-

diensteten und das Dienstsiegel.“ 

 

Zu beachten: 

Eine Abschrift (Kopie) nur mit Beglaubigungsstempel ohne Dienstsiegel ist keine Beglaubigung, son-

dern nur eine einfache Abschrift. Dies gilt auch, wenn der vom Landesfachverband der Standesbeam-

tinnen und Standesbeamten und der Landesfachstelle für Archive und öffentliche Bibliotheken empfoh-

lene Stempel verwendet wird, der einen Beglaubigungsvermerk enthält. 

 

 



 

 

3

 

3. Gebührenerhebung bei der Benutzung von Personenstandsunterlagen 

 

Für die Erhebung von Gebühren für standesamtliche Handlungen gilt im Land Brandenburg die Verord-

nung über die Gebühren für Amtshandlungen im Geschäftsbereich des Ministers des Innern (GebOMI). 

Diese regelt auch die Einsichtnahme in Personenstandsunterlagen, deren Fortführungsfristen noch 

nicht abgelaufen sind, sowie die Nachweiserteilung aus diesen: 

 

12.5.1.1 Ausstellung eines beglaubigten Registerausdrucks, einer Ehe-, 

Lebenspartnerschafts-, Geburts- oder Sterbeurkunde oder ei-

ner beglaubigten Abschrift eines Personenstandseintrags aus 

einem Altregister 

10,00 Euro 

 

… … … 

12.6  Auskunft und Einsichtnahme   

12.6.1  Auskunft aus einem oder Einsicht in einen Registereintrag (§ 

62 Abs. 2 PStG)  

8,00  

12.6.2  Auskunft aus den oder Einsicht in die Sammelakten (§ 62 Abs. 

2 PStG)  

15,00  

12.6.3  Suchen eines Eintrags oder Vorgangs, wenn zum sofortigen 

Auffinden erforderliche Angaben nicht gemacht werden kön-

nen  

nach Zeitaufwand  

 

Für Unterlagen, deren Fortführungsfristen abgelaufen sind, auch wenn sie sich noch vorüberge-

hend im Standesamt befinden, dürfen Gebühren nach der GebOMI nicht mehr erhoben werden. Für 

deren Benutzung, also auch für die Gebührenerhebung, sind nach den Bestimmungen des Personen-

standsgesetzes die archivrechtlichen Vorschriften maßgeblich. Für den Bereich des Archivs aber hat 

das Ministerium des Innern keine Regelungskompetenz in Gebührenfragen, da es sich bei der Archivie-

rung um eine pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Kommune handelt. Daher darf die GebOMI auch 

nicht im Archiv angewandt werden. Anzuwenden ist vielmehr die Gebührenordnung des Archivs oder – 

wenn eine solche nicht existiert – der entsprechende Abschnitt der Allgemeinen Gebührenordnung der 

Kommune. 

 

Problem:  

� Für die Benutzer ist nicht ohne weiteres nachvollziehbar, warum die Gebühren für noch fortge-
führte Unterlagen im Standesamt und nicht mehr fortgeführte Unterlagen im Archiv sich unter-

scheiden, obwohl es sich in beiden Fällen um Personenstandsunterlagen handelt.  

 

Lösungsmöglichkeiten für das Archiv bzw. die Kommune:  

� Belassung der Unterschiede, da Standesamt und Archiv unterschiedliche Institutionen mit un-
terschiedlichen Aufgaben sind, oder 

� Schaffung vergleichbarer Gebührenpositionen in der Gebührenordnung des Archivs, z.B. 
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X Auskunft aus Personenstandsregistern   

X.1 Auskunft oder einfache Kopie aus einem Eintrag in einem Per-

sonenstandsregister  

8,00  

X.2 Beglaubigte Kopie eines Eintrags in einem Personenstandsre-

gister  

10,00  

X.3 Persönliche Einsichtnahme in Personenstandsregister und 

Sammelakten und Auskunft aus Sammelakten 

wie bei anderen 

Archivalien 

 

Zu beachten ist jedoch, dass bei einer Sonderregelung für Personenstandsunterlagen diese Gebühren 

von denen für die Benutzung anderer Archivalien nicht unerheblich abweichen können. Auch dies ist 

den Benutzern schwer zu vermitteln und auch rechtlich angreifbar, wenn nicht deutlich gemacht werden 

kann, dass sich der Verwaltungsaufwand für die einzelnen Archivalienarten unterscheidet. 

 


